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A. Bericht des Abgeordneten Lampersbach 


Die Bundesregierung hat nach § 722 der Reichs- 
versicherungsordnung (RVO) dem Bundestag all- 
jährlich einen Bericht über den Stand der Unfall- 
verhütung und das Unfallgeschehen (Unfallverhü- 
tungsbericht) zu erstatten. Dieser Bericht soll einen 
umfassenden Überblick über die Entwicklung der 
Arbeitsunfälle, die durch die Unfälle verursachten 
Kosten und über die Unfallverhütungsmaßnahmen 
geben. 

Der am 28. Februar 1967 mit Drucksache V/1470 
von der Bundesregierung vorgelegte zweite Unfall- 
verhütungsbericht behandelt das Jahr 1965. Er ist 
in der 103. Plenarsitzung am 14. April 1967 an den 
Ausschuß für Sozialpolitik federführend und an den 
Ausschuß für Arbeit zur Mitberatung überwiesen 
worden. Der Ausschuß für Sozialpolitik hat nach 
einer öffentlichen Informationssitzung, in der Ver- 
treter der Versicherungsträger, der Sozialpartner, 
der Wissenschaft und verschiedene andere als Sach- 
verständige gehört wurden, den Unfallverhütungs- 
bericht 1965 in weiteren Sitzungen eingehend bera- 
ten. Hierzu lag ihm auch die Stellungnahme des mit- 
beratenden Ausschusses für Arbeit vor. 

I. Aus dem Inhalt des Unfallverhütungsberichts 1965 

Der Unfallverhütungsbericht für das Jahr 1965 ist 
infolge der weiteren Aufgliederungen bei der stati- 
stischen Auswertung erheblich umfangreicher als 
der Bericht für das Jahr 1964. Im Aufbau und in der 
Aufteilung folgt er zwar dem ersten Unfallverhü- 
tungsbericht, der für das Jahr 1964 erstellt worden 
ist, berücksichtigt dann aber die Anregungen, die 
anläßlich der Erörterung des ersten Unfallverhü- 
tungsberichtes, insbesondere in dem Schriftlichen 
Bericht des Ausschusses für Sozialpolitik — Druck- 
sache V/1143 (neu) — gegeben worden sind. 


Im Berichtsjahr 1965 waren in der Bundesrepu- 
blik fast insgesamt 30 Millionen Menschen berufs- 
tätig und durch Berufsgenossenschaften und andere 
Unfallversicherungsträger vor den Gefahren bei 
Arbeitsunfällen versichert. 2 938 000 Arbeitsunfälle 
wurden den Berufsgenossenschaften und den übri- 
gen Unfallversicherungsträgern angezeigt. Im Jahre 
1964 waren es noch 2 991 000 Unfälle. Die Zahl der 
angezeigten Unfälle ging demnach um etwa 1,8% 
zurück. Am stärksten verringerte sich nach den 
Angaben des Unfallverhütungsberichte. 1965 die 
Zahl der Wegeunfälle, nämlich um 4,7 °/o. Der Rück- 
gang der Arbeitsunfälle im allgemeinen und ins- 
gesamt darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß im Bereich der Landwirtschaft die Zahl der 
Arbeitsunfälle, insbesondere der mit tödlichem 
Ausgang, im Vergleich zum Berichtsjahr 1964 fast 
gleichblieb und die Zahl der Arbeitsunfälle im 
Bereich der öffentlichen Verwaltung sogar leicht 
anstieg. 

Die durch die Arbeitsunfälle verursachten Kosten 
erhöhten sich trotz der geringfügigen Abnahme aller 
Arbeitsunfälle erheblich, und zwar um etwa 10%. 
Sie betrugen nach den Untersuchungen der Bundes- 
regierung 3,3 Milliarden Deutsche Mark. 

Im einzelnen weisen die Statistiken des Unfall- 
verhütungsberichtes 1965 die besonders unfallbela- 
steten Betriebszweige, die typischen Unfallzeiten 
und Unfallfolgen und die — leider zu wenig unter- 
gliederten — * Angaben über Unfallgegenstand, 
-tätigkeit und -Vorgang aus. Dabei ist hervorzu- 
heben, daß ein Drittel aller Arbeitsunfälle mit töd- 
lichem Ausgang in den landwirtschaftlichen Betrie- 
ben vorkommt, wobei nach den Unterlagen zum 
Unfallverhütungsbericht 1965 vor allem ältere Per- 
sonen über 50 Jahre betroffen sind. Dieser hohe 
Anteil tritt dadurch besonders auffällig in Erschei- 
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nung, daß in den Bereichen des Baugewerbes und 
des Verkehrsgewerbes, also in Bereichen mit be- 
trächtlich gefahrengeneigter Arbeit, die Zahl der 
Arbeitsunfälle mit tödlichem Ausgang zusammen 
„nur" ein Viertel aller Arbeitsunfälle mit tödlichem 
Ausgang ausmachen und damit erheblich geringer 
sind als in dem Betriebszweig der Landwirtschaft. 

Der höchste Anteil aller Verletzten ist von eisen- 
und metallverarbeitenden Betrieben — 23 °/o — und 
von baugewerblichen Unternehmen — 18 % — an- 
gezeigt worden. 

Nach wie vor ereignen sich die meisten Arbeits- 
Unfälle an Montagen, wobei die Sommermonate mit 
ihren stark ansteigenden Unfallkurven in der Sta- 
tistik besonders ins Auge fallen. Mit Arbeitsunfäl- 
len stark belastet sind an den einzelnen Arbeits- 
tagen die vierte und fünfte Arbeitsstunde, also 
Zeiten, zu denen die Konzentration und Aufmerk- 
samkeit nachläßt. 

Nach den Statistiken im Unfallverhütungsbericht 
verletzten sich die im Arbeitsprozeß stehenden Men- 
schen am häufigsten an den Extremitäten. Dabei 
dominieren die Handverletzungen mit 40% aller 
angezeigten Arbeitsunfälle. Es folgen die Fuß- 
verletzungen mit 20 % und die Beinverletzungen 
mit 11 %. 

Die meisten Unfälle ereignen sich nach den An- 
gaben des Berichtes an Arbeitsmaschinen und Ein- 
richtungen sowie an Lasten- und Beförderungsmit- 
teln, wobei unklar bleibt, welche Arten von Ma- 
schinen und Beförderungsmitteln besonders anfällig 
für Unfälle sind. Insbesondere ist auf Seite 39 des 
Unfallverhütungsberichtes in Übersicht Nr. 30 die 
Kennziffern 70 bis 79, „Verschiedenes", nicht näher 
aufgegliedert, obwohl hierunter beinahe 40 °/o aller 
Arbeitsunfälle ohne tödlichen Ausgang fallen. 
Ebenso wird infolge einer zu globalen Aussage in 
den Übersichten 35 bis 37 und 38 bis 41 nicht deut- 
lich, durch welche Verkehrs- und Transporttätig- 
keiten Zweidrittel aller Arbeitsunfälle verursacht 
werden und auf welche Weise, ob durch Stürze, 
Fallen, Eingeklemmtwerden etc. sich 70% aller 
Arbeitsunfälle ereignen. 

Zum Zwecke einer eingehenden Erforschung der 
Unfallursachen wird hier eine Bcsonderung unum- 
gänglich, um einerseits im Interesse der arbeitenden 
Bevölkerung die Voraussetzung für die Einschrän- 
kung von Unfällen zu schaffen und andererseits im 
Interesse aller Unternehmen die beachtlichen, aber 
oft nicht sofort in Geld feststellbaren Kosten für 
die Arbeitsunfälle zu vermindern. 

II. Die Anhörung der Sachverständigen 

In der öffentlichen Informationssitzung trugen 
die Sachverständigen ihre Auffassung besonders 
zum Unfallgeschehen im Berichtsjahr 1965, zu den 
Fragen der Unfallverhütungsmaßnahmen, zu den 
Problemen der betrieblichen Sicherheitsorganisation, 
zu den Aufgaben des Arztes bei der Unfallverhü- 
tung, zu den Fragen der Berufskrankheiten, des 
wirtschaftlichen Interesses der Betriebe an der 
Unfallverhütung, der Unfallkosten, der Unfallfor- 
schung und der internationalen Zusammenarbeit auf 
dem Gebiete der Unfallverhütung vor. Folgende 


Anregungen der Sachverständigen sind hervorzu- 
heben: 

Stärkere Differenzierung bei den statistischen 
Angaben, vor allem über Betriebsgrößen und 
Unfallhergang. 

Heranziehung von Bezugsgrößen. 

Untersuchung der Arbeitsunfälle im Verkehr. 
Verbesserung der Ausbildungsmöglichkeiten für 
Sicherheitsingenieure und Werksärzte. 
Wirksamere Ausgestaltung des Zuschlags- und 
Nachlaßverfahrens nach § 725 Abs. 2 RVO. 
Ermittlung von Schwerpunkten für die Unfall- 
forschung. 

Im einzelnen wird auf das gedruckte Protokoll der 
45. Sitzung des Ausschusses für Sozialpolitik ver- 
wiesen. 

III. Ergebnis der Ausschußberatungen 

Der Ausschuß für Sozialpolitik hat bei seinen 
Beratungen insbesondere sein Augenmerk darauf 
gerichtet, inwieweit der Entschließung des Deut- 
schen Bundestages zum Unfallverhütungsbericht 1964 
— Drucksache V/1143 (neu) — Rechnung getragen 
worden ist. Soweit der Bericht für das Jahr 1965 
unter Berücksichtigung der nach seiner Vorlage ein- 
getretenen Entwicklung zu ergänzen war, hat die 
Bundesregierung bei den Beratungen im Ausschuß 
für Sozialpolitik entsprechend berichtet. 

Der Bericht enthält nunmehr neben den Prozent- 
sätzen der in einer Stichprobe ausgewerteten Un- 
fälle auch die absoluten Zahlen und eine Aufteilung 
der Unfälle nach Wirtschaftszweigen. 

Es fehlt jedoch noch eine Erhebung darüber, 
welche Betriebsgrößen für Arbeitsunfälle besonders 
anfällig sind. Dadurch bleibt für die Bekämpfung 
der Unfallursachen weiterhin eine wichtige Erkennt- 
nisquelle verschlossen. Die Bundesregierung hat 
jedoch mitgeteilt, daß sie z. Z. mit allen Beteiligten 
prüfe, wie für ein späteres Jahr eine möglichst ein- 
fache Methode zur Erfassung der Unfälle nach Be- 
triebsgrößen gefunden werden könne. Sie hat dabei 
auch auf inzwischen bekannt gewordene einschlägige 
Veröffentlichungen hingewiesen. Sie will die Ergeb- 
nisse der bekannt gewordenen Untersuchungen im 
Unfallverhütungsbericht 1966 verwerten. 

Einen gewissen Begriff von der Unfallschwere 
bringt der Unfallverhütungsbericht 1965 in der 
Weise, daß die Zahl der Fälle, in denen im Berichts- 
jahr erstmals eine Rente, eine Abfindung oder ein 
Sterbegeld gezahlt worden ist, besonders genannt 
wird. 

Um auch die durch Arbeitsunfälle und Berufs- 
krankheiten verursachten und erfaßbaren Kosten 
der gesetzlichen Krankenversicherung und Renten- 
versicherungen erfassen zu können, hat sich die Bun- 
desregierung — so wird in der Einführung zum 
Bericht ausgeführt — mit den Verbänden der Trä- 
ger der gesetzlichen Krankenversicherung und den 
Rentenversicherungen in Verbindung gesetzt. Die 
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung sehen 
z. Z. keine Möglichkeit, Angaben über die ihnen 
durch Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten ver- 
ursachten und erfaßbaren Kosten zu machen. Die 
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Träger der gesetzlichen Rentenversicherungen prü- 
fen noch die Möglichkeit, ob diese Kosten fest- 
gestellt werden können. Sowohl im Bericht für 1964 
als auch in diesem Bericht ist wieder auf das For- 
schungsvorhaben, das von der Friedrich-Ebert-Stif- 
tung im Aufträge des Rationalisierungskuratoriums 
der deutschen Wirtschaft durchgeführt wird, hin- 
gewiesen worden. Es soll festgestellt werden, 
welche Kosten den Unternehmern durch Arbeits- 
unfälle entstehen. Das Forschungsvorhaben ist bis 
jetzt noch nicht abgeschlossen worden. Teilergeb- 
nisse waren der Bundesregierung bei der Vorlage 
des Berichts noch nicht bekannt. Bei der Anhörung 
der Sachverständigen hat ein Vertreter des For- 
schungsinstituts der Friedrich-Ebert-Stiftung im Auf- 
träge des Rationalisierungskuratoriums der deut- 
schen Wirtschaft Teilergebnisse über die Ermittlung 
von Unfallkosten mitgeteilt. Insoweit wird auf das 
Protokoll der 45. Sitzung des Ausschusses für Sozial- 
politik S. 43 44 und die Anlage 6 Teil A des Proto- 
kolls hingewiesen. Im Bericht selbst wird über 
zwei Untersuchungen berichtet, die Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung im Berichtsjahr ab- 
geschlossen haben. Die eine Untersuchung betrifft 
die Rentenbelastung im Bereich des Bergbaus, die 
andere die durch Arbeitsunfälle verursachten wirt- 
schaftlichen Lasten bei einem Elektrizitätswerk. Die 
letztere Untersuchung war durch die Internationale 
Vereinigung für soziale Sicherheit angeregt worden. 

Darüber, wie die Berufsgenossenschaften ent- 
sprechend den Vorschriften nach § 725 RVO den 
einzelnen Unternehmen je nach Zahl und Schwere 
der Arbeitsunfälle Zuschläge auferlegen oder Nach- 
lässe bewilligen, wird nur generell berichtet. Zah- 
lenmaterial ist dem Bericht nicht zu entnehmen. 
Zwar hat die Bundesregierung den Ausschuß für 
Sozialpolitik mündlich unterrichtet, daß im Jahre 
1966 etwa 5 v. H. der umzulegenden Beiträge nach 
einem Verfahren gemäß § 725 RVO umverteilt 
worden sind. Künftig sollte aber doch versucht wer- 
den, die tatsächliche Beitragsbewegung auf Grund 
der von Zahl und Schwere der eingetretenen 
Arbeitsunfälle abhängigen Zuschläge zu den Unfall- 
versicherungsbeiträgen oder Beifragsnachlässe ein- 
gehender darzustellen. 

Die Einführung zum Bericht spricht von den An- 
fang 1966 erlassenen Richtlinien des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung über die 
werksärztliche Betreuung der Arbeitnehmer. Dem 
Ausschuß ist ergänzend über die Auswertung einer 
vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
im Jahre 1967 in den Ländern veranlaßten Erhebung 
berichtet worden, die zeigt, daß zwar die Arbeits- 
medizin in Lehre und Forschung an den deutschen 
Hochschulen und die Möglichkeit zur Weiterbildung 
der Ärzte beachtliche Fortschritte aufweisen, nicht 
aber der Umfang der werksärztlichen Betreuung. Im 
Jahre 1967 ist annähernd die gleiche Zahl von 
Werksärzten wie im Berichtsjahr 1965 zu verzeich- 
nen. Der Ausschuß wird der hier geschilderten Ent- 
wicklung bei der Beratung des Antrages der Fraktion 
der SPD betreffend Vorlage eines Betriebsärzte- 
gesetzes — Drucksache V/2500 — , der vom Aus- 
schuß für Sozialpolitik mitberaten wird, besonderes 
Augenmerk zuwenden. 


über die Maßnahmen zur Ersten Hilfe bei 
Arbeitsunfällen gemäß § 721 RVO enthält der Be- 
richt nunmehr einen besonderen Abschnitt. Es ist zu 
hoffen, daß auch aus dem Bereich der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften in künftigen Berichten An- 
gaben über die Zahl der Ausbildungsmaßnahmen 
für die Erste Hilfe und die Teilnehmer an diesen 
Maßnahmen gemacht werden können. 

Der Ausschuß hat mit Genugtuung der Einführung 
des Berichts entnommen, daß den Vorstellungen des 
Gesetzgebers entsprechend als Sicherheitsbeauf- 
tragte in der Regel Personen berufen werden, denen 
sonst auf dem Gebiet der Unfallsicherheit keine 
betrieblichen Aufgaben obliegen. 

Zu der Übersicht 64 auf S. 72 der Drucksache 
V/1470 hat die Bundesregierung bei der Anhörung 
der Sachverständigen mitgeteilt, daß im Berichts- 
jahr nur zwei Berufsgenossenschaften auf Grund 
von § 719 Abs. 1 Satz 3 RVO die Mindestzahl von 
20 Beschäftigten, die die Bestellung eines Sicher- 
1 heitsbeauftragten zur Pflicht macht, erhöht haben. 
Die Mindestzahl ist bei der Leder-Industrie-Berufs- 
genossenschaft für Unternehmen mit geringerer 
Unfallgefahr auf 51, bei der Berufsgenossenschaft 
für den Einzelhandel auf 35 jeweils durch Satzungs- 
beschluß festgelegt worden. Insoweit erledigt sich 
auch die Kommentierung auf S. 73, Ziffer 3 — - Zahl 
der Unternehmen, die bis zum Ende des Berichts- 
j jahres Sicherheitsbeauftragte bestellt haben — , letz- 
| ter Absatz. 

Die Vertreter der Bundesregierung haben im Aus- 
j schuß berichtet, daß die allgemeinen Verwaltungs- 
j Vorschriften nach § 712 Abs. 4 RVO über das 
| Zusammenwirken der technischen Aufsichtsbeamten 
der Berufsgenossenschaften mit den Betriebsver- 
tretungen inzwischen erlassen worden seien. Die all- 
gemeinen Verwaltungs Vorschriften nach §717 RVO 
über das Zusammenwirken der Berufsgenossen- 
schaften und Gewerbeaufsichtsbehörden könnten 
in Kürze erlassen werden, da die Vorarbeiten so gut 
wie beendet seien. Der Ausschuß hält es für vor- 
dringlich, die Arbeiten abzuschließen und auch diese 
Verwaltungsvorschriften bald zu erlassen. 

Der Ausschuß ist ferner der Meinung, daß die 
begonnene Überarbeitung der alten auf § 120 a der 
Gewerbeordnung gestützten Rechtsverordnungen, 
um deren Anpassung an den heutigen Stand der 
Technik schon in der Entschließung des Deutschen 
Bundestages zum Unfallverhütungsbericht 1964 
ersucht wurde, zügig fortzusetzen ist. Nach den 
Darlegungen der Regierungsvertreter bei den Bera- 
tungen des Ausschusses handelt es sich hier um 
etwa 25 Verordnungen, die den Schutz der Beschäf- 
tigten bei den Einwirkungen von gesundheits- 
schädlichen Gasen, Dämpfen, Stäuben, von Hitze 
und Feuchtigkeit am Arbeitsplatz gewährleisten und 
befriedigende hygienische Verhältnisse im Betrieb 
sicherstellen sollen. Diese Verordnungen müßten 
insbesondere mit den „Richtlinien für Arbeits- und 
Sozialräume“, die z. Z. von den obersten Arbeits- 
behörden der Länder erarbeitet werden, abgestimmt 
werden. Nach Auffassung der Bundesregierung han- 
delt es sich hier um eine sehr umfangreiche und 
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schwierige Arbeit, bei der — wie bei jeder Recht- 
setzung auf technischem Gebiet — die besondere 
Problematik darin liegt, daß nicht nur die neuesten 
wissenschaftlichen Erkenntnisse berücksichtigt wer- 
den müssen, sondern auch Formulierungen zu finden 
sind, die der künftigen Entwicklung Rechnung tra- 
gen. Die Bundesregierung will die Arbeiten mit 
aller Energie vorwärts treiben. Vorerst liegt der 
Entwurf einer Neufassung der „Verordnung über 
Arbeiten in Druckluft" vor, bei der jedoch noch 
erhebliche Schwierigkeiten insbesondere bei der 
Festsetzung der Ein- und Ausschleuszeiten zu über- 
winden sind. 

Der Ausschuß hält es auch für wünschenswert, 
den Unfallverhütungsberichten künftig jeweils ein 
vollständiges Verzeichnis der Arbeitsschutzvor- 
schriften und Richtlinien des Bundes und der Län- 
der sowie der Unfallverhütungsvorschriften und 
Richtlinien der Träger der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung beizufügen, wie es dem Unfallverhütungs- 
bericht 1964 schon beigegeben war. 

Zu dem in der Entschließung zu dem Bericht 1964 
erwähnten Beschluß des Bundestages vom 6. März 
1963 betr. Vorlage eines Gesetzentwurfs über haupt - 
imtliche Sicherheitsbeauftragte , insbesondere Sicher- 
heitsingenieure (62. Sitzung der 4. Wahlperiode), 
mit dem sich auch der Ausschuß für Arbeit befaßt 
hat, haben die Vertreter der Bundesregierung dem 
Ausschuß für Sozialpolitik vorgetragen, daß die Er- 
füllung dieses Auftrags der Bundesregierung gegen- 
wärtig noch besondere Sorge bereite. Hier gebe es 
zwei Probleme, für deren Lösung sich erfolgverspre- 
chende Wege noch nicht hätten finden lassen. Das 
eine sei ein praktisches Problem: es fehle gegenwär- 
tig an geeigneten, ausgebildeten Sicherheitsingenieu- 
ren, die in der Lage seien, die vorgesehenen Auf- 
gaben zu erfüllen. Das andere sei ein Problem der 
Systematik: es sei bisher noch nicht gelungen, die 
Kriterien zu finden, nach denen die Bestellung von 
Sicherheitsingenieuren für bestimmte Betriebe vor- 
geschrieben werden könne. Gerade letzteres bedürfe 
sorgfältiger Prüfung, denn es liege auf der Hand, daß 
die damit verbundenen gesetzgeberischen Maßnah- 
men unsere Wirtschaft mit Kosten belasten würden, 
die man ihr nur zumuten könne, soweit es notwendig 
und sinnvoll sei. Es sei der Gedanke aufgetaucht, die 
notwendigen Erfahrungen dadurch zu sammeln, daß 
zunächst durch eine Richtlinie die Bestellung haupt- 
amtlicher Sicherheitsbeauftragter geregelt werde. 
Der Erlaß einer Richtlinie als Vorläufer eines ent- 
sprechenden Gesetzes hätte den Vorteil, daß er die 
Technischen Hochschulen und Fachschulen veranlas- 
sen würde, in verstärktem Maße Ausbildungsmög- 
lichkeiten für Sicherheitsingenieure zu schaffen. Der 
Unternehmer könnte sich auf die späteren Ver- 
pflichtungen schon einstellen, sie auch rechtzeitig 
kalkulatorisch erfassen, und schließlich wäre für die 
Aufsichtsbehörden eine Richtschnur für den Erlaß 
von Verwaltungsakten gegeben. Richtlinien seien 
jedoch nicht verbindlich, und ihr hauptsächlicher 
Wert bestehe wohl in diesem Fall in der Möglich- 
keit, Erfahrungen zu sammeln. Es müßten daher 
auch andere Möglichkeiten ausgeschöpft werden, 
Unterlagen für ein Gesetzgebungswerk zu schaffen. 
Das Bundesinstitut für Arbeitsschutz und der Verein 


Deutscher Sicherheitsingenieure seien vom Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung veranlaßt 
worden, alle Unterlagen über den gegenwärtigen 
Stand der Bestellung von Sicherheitsingenieuren in 
den Betrieben auf freiwilliger Basis zu sammeln. An- 
schließend solle durch einen Forschungsauftrag oder 
ein Sachverständigengutachten ermittelt werden, 
nach welchen Kriterien die Bestellung gegenwärtig 
erfolge und welche allgemein gültigen Maßstäbe 
daraus für ein Gesetz gewonnen werden könnten. 

Bei voller Würdigung der Beweggründe der Bun- 
desregierung ist der Ausschuß für Sozialpolitik aber 
der Auffassung, daß die Vorlage des Entwurfs eines 
Gesetzes über hauptamtliche Sicherheitsbeauftragte 
nicht länger aufgeschoben werden darf. 

Der Ausschuß regt ferner an, das Bundesinstitut 
für Arbeitsschutz so auszubauen, daß es seiner ihm 
Anfang 1966 übertragenen Aufgabe, die Unfall- 
forschung zu fördern und zu koordinieren, gerecht 
werden kann. Die Regierungsvertreter haben dem 
Ausschuß dazu berichtet, daß zur Beratung des Bun- 
desinstituts auf diesem Gebiet ein Kuratorium gebil- 
det worden sei, das für bestimmte Angelegenheiten, 
z. B. für die Unfallforschung, Fachausschüsse ein- 
setzen und hierfür Vertreter der Wissenschaft und 
der Praxis heranziehen könne. Das Kuratorium habe 
seine Arbeit noch im Jahre 1966 aufgenommen. In 
Zusammenarbeit mit dem Arbeitskreis „Unfallfor- 
schung" der Arbeitsgemeinschaft für Arbeitssicher- 
heit sei ein Team gebildet worden, das einen Plan 
für die zunächst zu treffenden Maßnahmen auf- 
gestellt und Verhandlungen mit den Berufsgenos- 
senschaften über die Beschaffung der Arbeitsunter- 
lagen geführt habe. Selbstverständlich werde keine 
zweckfreie Grundlagenforschung betrieben. Die 
Arbeit sei ganz darauf ausgerichtet, mit Hilfe wis- 
senschaftlicher Methoden der Unfallverhütung in 
der Bundesrepublik neue Impulse zu geben, der 
Gesetzgebung in Bund und Ländern, aber auch der 
Staatlichen Gewerbeaufsicht und — nicht zuletzt — 
der Unternehmerschaft und den betrieblichen Sicher- 
heitsorganen Möglichkeiten zur weiteren Verbesse- 
rung des Arbeits- und Unfallschutzes zu eröffnen. 
Der in der Einführung zum Unfallverhütungsbericht 
1965 genannte Forschungsauftrag zur Ermittlung der 
Schwerpunkte des Unfallvorkommens sei im Ja- 
nuar 1967 vom Hauptverband der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften erteilt worden. Die Arbeit 
daran werde zügig vorangetrieben. 

Hierzu macht der Ausschuß auf die vom Haupt- 
verband der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
zu seiner ergänzenden Stellungnahme zum Unfall- 
verhütungsbericht 1965 übersandte Übersicht über 
Forschungsaufträge aufmerksam (s. Protokoll Nr. 45) 
des Ausschusses für Sozialpolitik, Anhang zu An- 
lage 1). 

Zu dem Teil „Internationale Zusammenarbeit " 
des Berichts hält der Ausschuß eine Unterrichtung 
über die Fortschritte für erforderlich, die in der 
Zusammenarbeit mit anderen Ländern, insbesondere 
mit der Internationalen Arbeitsorganisation, dem 
Europarat, der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft, der Europäischen Atomgemeinschaft und der 
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Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung auf den Gebieten der Unfall- 
ursachenforschung und des Unfallschutzes erreicht 
werden konnten. 

Einige Mitglieder des Ausschusses haben die Auf- 
fassung vertreten, daß eine Ursache für die zahl- 
reichen Arbeitsanfälle die Vernachlässigung der 
naturwissenschaftlichen Fächer an allen Schulen ist 
und dadurch sowohl den jungen Arbeitnehmern 
wie den Arbeitgebern oft das Verständnis für die 
möglichen Gefahren der technischen Geräte fehlt 
oder zumindest nicht weit genug ausgeprägt ist. Von 
einer Intensivierung des naturwissenschaftlichen 
Unterrichts und der verbesserten technischen Aus- 
bildung könne man einen größeren Erfolg bei der 
Unfallverhütung erwarten, als Sicherheitsbeauf- 
tragte und Sicherheitsingenieure jemals erreichen 
können. 

Schon im Schriftlichen Bericht des Ausschusses für 
Sozialpolitik zu dem Unfallverhütungsbericht 1964 
— Drucksache V/1143 (neu) — ist ausgeführt wor- 
den, daß der federführende Ausschuß und der mit- 
beratende Ausschuß für Arbeit bei der Beratung des 
Berichts 1965 prüfen würden, ob eine Änderung der 
Fristen des § 722 RVO zweckmäßig sei. Der Aus- 
schuß für Arbeit hält es für ausreichend, wenn ein 
Unfallverhütungsbericht nur für jedes zweite Jahr 
vorgelegt wird, damit der Bericht seinen Haupt- 
zweck besser erfüllen kann, durch Offenlegung der 
Unfallursache Erkenntnisquelle für gezielte Unfall- 
verhütungsmaßnahmen zu sein. Dadurch würde für 
die Zukunft erreicht werden, daß der Unfallver- 
hütungsbericht die Beschlüsse des Bundestages zu 
dem vorhergehenden Bericht besser berücksichtigen 
kann. Zwar glaubt der Ausschuß für Sozialpolitik, 
daß wegen der großen Bedeutung der Unfallver- 
hütung eine so weitgehende Einschränkung der 
Berichtspflicht der Bundesregierung nicht mit den 
Vorstellungen zu vereinbaren ist, die dazu geführt 
haben, die Vorschrift des § 722 RVO zu schaffen. 


Er stimmt aber mit dem Ausschuß für Arbeit in 
dem Bestreben überein, einer durch alljährliche aus- 
führliche Berichterstattung bedingten Überforderung 
des Bundestages und der beteiligten Verwaltungen 
entgegenzuwirken. 

Es könnte daher nach einhelliger Meinung der 
Mitglieder des federführenden Ausschusses aus- 
reichen, wenn die vorzulegenden Berichte nur in 
zweijährigen Abständen in der bisherigen Weise 
besonders ausführlich sind und wenn für die übri- 
gen Jahre mehr auf die vorhandenen Berichte der 
Träger der Unfallversicherung und der Arbeits- 
schutzbehörden zurückgegriffen wird. 

Darüber hinaus hat der Ausschuß für Arbeit in 
seiner Stellungnahme an den federführenden Aus- 
schuß für Sozialpolitik besonders noch folgende 
Fragen angesprochen: 

Die Unterweisung und Fortbildung der Sicher- 
heitsbeauftragten sollte nicht nur zentral, son- 
dern auch dezentral in verstärktem Umfange 
ermöglicht werden, um der großen Zahl der 
Sicherheitsbeauftragten in kleineren Betrieben 
bessere Möglichkeiten für die Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben zu geben. 

Zur Sicherstellung einer künftig besseren 
Betreuung der Arbeitnehmer durch Werksärzte 
sollte die Bundesregierung gebeten werden, 
auf die Länder dahin einzuwirken, die Lehr- 
stühle für Arbeitsmedizin an den Universitäten 
und Hochschulen zu vermehren, um auf diese 
Weise einer größeren Zahl von Medizinstuden- 
ten die Möglichkeit zu geben, sich dieser Fach- 
richtung zuzuwenden. 

Es sollte darauf hingewirkt werden, daß Beginn 
und Ende der Arbeitszeit in den Ballungsgebie- 
ten entzerrt werden, um die Unfallquote auf 
dem Wege von und zu der Arbeitsstelle zu 
senken. 

Der Ausschuß für Sozialpolitik hat diese Anre- 
gungen nicht aufgegriffen. 


Bonn, den 6. Juni 1968 


Lampersbach 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. den Unfallverhütungsberichten künftig jeweils 
ein vollständiges Verzeichnis der Arbeitsschutz- 
vorschriften und Richtlinien des Bundes und der 
Länder sowie der Unfallverhütungsvorschriften 
und Richtlinien der Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung beizufügen; 

2. den Entwurf eines Gesetzes über hauptamtliche 
Sicherheitsbeauftragte unverzüglich vorzulegen; 

3. das Bundesinstitut für Arbeitsschutz so auszu- 
bauen, daß es seiner Aufgabe gerecht werden 
kann, die Unfallforschung zu fördern und zu 
koordinieren; 

4. die von den zum Unfallverhütungsbericht gehör- 
ten Sachverständigen gegebenen Anregungen, 
soweit sie die Unfallkosten, die Unfallhäufigkeit 
nach Betriebsgrößen, die Erarbeitung von Bezugs- 
zahlen zu den Ergebnissen der Unfallstatistik 
und die Wegeunfälle betreffen, zu prüfen und 
im nächsten Unfallverhütungsbericht darzulegen, 
wie diesen Anregungen entsprochen werden 
kann; 


5. die tatsächliche Beitragsbewegung auf Grund der 
von Zahl und Schwere der eingetretenen Arbeits- 
unfälle abhängigen Zuschläge zu den Unfall- 
versicherungsbeiträgen oder Beitragsnachlässe 
eingehender darzustellen; 

6. in den künftigen Unfallverhütungsberichten über 
die Fortschritte zu berichten, die in der Zusam- 
menarbeit mit anderen Ländern, insbesondere 
im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften, 
auf dem Gebiet der Unfallursachenforschung und 
des Unfallschutzes erzielt worden sind; 

7. in Zukunft jeweils über die Jahre mit gerader 
Zahl einen eingehenden Unfallverhütungsbericht 
vorzulegen und über die übrigen Jahre die Be- 
richte der Versicherungsträger und der Arbeits- 
schutzbehörden in kürzerer Form zusammen- 
zufassen; 

8. die Landesregierungen zu bitten, sowohl an den 
allgemeinbildenden als auch an den Berufs- 
und Berufsfachschulen sowie den Fachschulen im 
Rahmen des naturwissenschaftlichen Unterrichts 
und der technischen Ausbildung der Unfallverhü- 
tung ihr besonderes Augenmerk zuzuwenden. 


Bonn, den 9. Mai 1968 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Lampersbach 

Vorsitzender Berichterstatter 
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